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Vorwort 
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treten wird. Doch auch wenn dies nicht der Fall sein sollte, können die 
Ergebnisse dieses Teils bei der weiteren Entwicklung der diplomatischen 
Vertretung der Europäischen Union von Interesse sein. Zudem ist die Ein-
richtung eines Europäischen Auswärtigen Dienstes einer der Punkte, indem 
unter den Mitgliedsstaaten große Einigkeit herrschte, so dass dieser mögli-
cherweise auch ohne den Vertrag von Lissabon errichtet werden könnte. 

Ich danke meinem Doktorvater, Professor Dr. Matthias Ruffert, für sei-
ne Unterstützung, die schon damit begann, dass er die Wahl des Themas 
mit Begeisterung unterstützte und weiterhin den eingeschlagenen Weg der 
Arbeit durch Gespräche und kritische Anmerkungen bestärkte. Der Zweit-
gutachterin, Professor Dr. Martina Haedrich, danke ich für die außeror-
dentlich schnelle Korrektur der Arbeit sowie für ihre Vorschläge, wie der 
erste Teil der Arbeit durch die verstärkte Berücksichtigung der internatio-
nalen Rechtsprechung völkerrechtlich weiter verbessert werden könnte. 

Meinen Eltern danke ich für ihre Unterstützung meines bisherigen 
Wegs, ohne die auch diese Arbeit nicht möglich gewesen wäre. 

Zudem danke ich allen am Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Europa-
recht und Völkerrecht für das freundschaftliche Arbeitsklima, das auch das 
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Einleitung 

Im Oktober 2007 einigten sich die Staats- und Regierungschefs der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union (EU) auf den so genannten Vertrag 
von Lissabon oder auch Reformvertrag. Dieser sieht die Schaffung eines 
Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD) der Union vor, der die EU dip-
lomatisch vertreten soll und der zu den großen Neuerungen des Vertrags 
von Lissabon gegenüber dem bisherigen Stand auf dem Gebiet der Außen-
beziehungen der EU gezählt wird1. Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich 
mit diesem Novum in der Geschichte der europäischen Integration. Dazu 
gehört die Frage, wie der EAD gestaltet werden soll – denn hierzu finden 
sich nur wenige Anhaltspunkte im Reformvertrag – und ob der EAD die 
Bezeichnung als „auswärtiger Dienst“ zu Recht trägt. 

Eine Antwort auf diese Frage kann allerdings nur gefunden werden, 
wenn zuvor geklärt wurde, was unter „diplomatischer Vertretung“ zu ver-
stehen ist. Dieser Aufgabe widmet sich der erste Teil der Arbeit. Im zwei-
ten Teil wird die derzeitige Situation der EU (und der Europäischen Ge-
meinschaft [EG] als ein Bestandteil der EU, der nach eigenen Regeln funk-
tioniert und gleichzeitig fest in den größeren Verband der EU eingebettet 
ist) hinsichtlich ihrer diplomatischen Vertretung untersucht, denn dies ist 
der Ausgangspunkt für die Fortentwicklung der diplomatischen Vertretung 
durch Errichtung des EAD. Der dritte Teil kann dann auf Grund der Er-
gebnisse der ersten beiden Teile die Vorschriften des Vertrags von Lissa-
bon zum EAD selbst und ihre Umsetzung in die Praxis betrachten. 

Im ersten Teil werden die Charakteristika diplomatischer Vertretung 
durch diplomatische Dienste herausgearbeitet. Diese Charakteristika die-
nen im weiteren Verlauf der Arbeit als Maßstab für die Beurteilung der 
Frage, wann eine Einrichtung als diplomatischer Dienst bezeichnet werden 
kann. Zur Herausarbeitung dieser Kriterien werden sowohl Regeln des 
Völkerrechts zu beachten sein als auch nationales Recht, das sich mit der 
Ausgestaltung des jeweiligen diplomatischen Dienstes beschäftigt. Dabei 
zeigt sich besonders die Eigenart des Rechts der diplomatischen Beziehun-
gen als Schnittstelle zwischen Völker- und Staatsrecht.2

1 Vgl. Ladzik, European Policy Brief Issue 20, Januar 2006. 
2 Calliess, Auswärtige Gewalt, in: Handbuch des Staatsrechts IV, § 83 Rn 2. 
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Bisher nicht geklärt ist, ob EU und EG sich derzeit bei der Ausübung 
ihrer internationalen Aktivitäten von einem diplomatischen Dienst vertre-
ten lassen. Beide haben seit ihrem Bestehen Kontakte nach außen, d. h. zu 
Drittstaaten und zu anderen internationalen Organisationen aufgebaut und 
sind auf internationaler Ebene tätig geworden. Dabei wurden die (Ver-
bands-)Kompetenzen der beiden Organisationen im Verhältnis zu denen 
ihrer Mitgliedstaaten durch die Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs und durch die Behandlung der Frage in der rechtswissenschaftli-
chen Literatur immer präziser bestimmt.3 Für die Frage, ob es einen diplo-
matischen Dienst der EU (und der EG) gibt, fehlt es bisher jedoch an einer 
so präzisen und ausführlichen Bestimmung. Sie soll an Hand der im ersten 
Teil ermittelten charakteristischen Merkmale beantwortet werden. Mit Hil-
fe der genannten Kriterien können die verschiedenen Instrumente unter-
sucht werden, mittels derer EU und EG nach außen hin auftreten. Sie wer-
den mit den dort erarbeiteten Merkmalen verglichen und können damit 
dahingehend beurteilt werden, ob es sich bei ihnen um diplomatische Ver-
tretungen handelt. Besonderer Schwerpunkt wird dabei auf den auswärti-
gen Delegationen der Europäischen Kommission und den verschiedenen 
Handlungsinstrumenten des Vorsitzes des Rates liegen. 

Auch im dritten Teil wird für die Untersuchung des EAD, der den An-
spruch erhebt, der diplomatische Dienst der EU zu sein, auf die im ersten 
Teil herausgearbeiteten Kriterien zurückgegriffen werden, um zu überprü-
fen, ob er diesem Anspruch gerecht werden kann. Zudem bieten die Er-
gebnisse des ersten Teils die Möglichkeit, Vorschläge für eine Weiterent-
wicklung der diplomatischen Vertretung der EU durch die konkrete Aus-
gestaltung des EAD zu machen. 

Die Herangehensweise an das Thema muss sich die Frage stellen, ob es 
gerechtfertigt ist, die Tätigkeit von EU und EG im Bereich der diplomati-
schen Vertretung an Hand von staatlichen und völkerrechtlichen Katego-
rien zu messen. EU (und EG) sind weder ein Staat4 noch gehören sie zu 
den „üblichen“ internationalen Organisationen, was sich unter anderem in 
der Bezeichnung der EG als supranationale Organisation widerspiegelt5

ebenso wie in der Beschreibung der EU als gestufte internationale Organi-
sation6. Ihr Standpunkt wird irgendwo in dem weiten Feld zwischen 
„Staat“ und „internationaler Organisation“ verortet. Wollte man daraus die 
Konsequenz ziehen, dass die Tätigkeit von EU und EG nicht verglichen 
werden kann mit derjenigen von Staaten und internationalen Organisatio-

3 Vgl. das grundlegende „AETR-Urteil“, EuGH Rs. 22/70 (Kommission/Rat), Slg. 
1971, 263. 

4 Calliess, in: ders./Ruffert (Hrsg.): EUV/EGV, Art. 1 EUV Rn. 22; Pechstein, in: 
Streinz (Hrsg.): EUV/EGV, Art 1 EUV Rn. 10. 

5 Calliess, in: ders./Ruffert (Hrsg.): EUV/EGV, Art. 1 EUV Rn. 22. 
6 Pechstein, in: Streinz (Hrsg.): EUV/EGV, Art. 1 EUV Rn. 13. 
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nen, könnte man sie letztendlich auch nicht in den bekannten juristischen 
Kategorien beschreiben und bewerten. Es bliebe nur, die bloßen Fakten 
darzustellen. Die Aktivitäten von Staaten und von internationalen Organi-
sationen sind hinreichend erforscht und stehen größtenteils auf soliden 
rechtlichen Grundlagen. Damit besteht mit dem Völkerrecht und dem nati-
onalen Recht der Staaten ein Rahmen, der es ermöglicht, die Tätigkeiten 
von EG und EU bestimmten Kategorien zuzuordnen und zu bewerten, ohne 
dass damit eine völlige Gleichstellung mit Staaten oder anderen internatio-
nalen Organisationen verbunden sein muss. 

Die Frage, ob die Kategorien staatlicher Tätigkeiten bzw. solcher inter-
nationaler Organisationen auf EG und EU übertragen werden können, 
zeigt, dass die diplomatische Vertretung von EG und EU viele andere As-
pekte dieser im internationalen System immer noch relativ jungen Organi-
sationen berührt. So ist schon das Verhältnis zwischen EG und EU (noch) 
in vielen Bereichen unklar und problematisch. Auch hier stellen sich Fra-
gen wie etwa die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen EG und EU in 
den verschiedenen Aspekten der Außenvertretung. Zur Zeit muss so noch 
für beide getrennt die Frage nach dem Gesandtschaftsrecht gestellt werden. 
Dies wird sich mit Inkrafttreten des Reformvertrags ändern, der EG und 
EU zu einer einheitlichen Organisation, die den Namen EU weiterführt, 
formal vereint. Trotzdem ist eine differenzierte Betrachtung des Gesandt-
schaftsrechts von EG und EU, wie gezeigt werden wird, nicht überflüssig 
geworden, da es die Grundlage für die weitere Entwicklung darstellt. Das 
Gesandtschaftsrecht beschreibt hierbei die Verbandskompetenz der beiden 
Organisationen EG und EU zur Führung diplomatischer Beziehungen zu 
Dritten. Das Verhältnis von Unions- und Gemeinschaftsrecht spielt jedoch 
auch eine große Rolle bei der Zuordnung konkreter Kompetenzen und 
Handlungsaufträge der einzelnen Organe. Die Zuordnung der Organkom-
petenz zur Führung diplomatischer Beziehungen ist innerhalb der beiden 
Organisationen EG und EU besonders schwierig zu bestimmen. Insbeson-
dere die Organe Rat und Kommission sind in den Außenbeziehungen aktiv. 
Beiden sind spezielle Einzelkompetenzen aus diesem Bereich zugeordnet, 
wie z. B. die Kompetenz der Kommission, völkerrechtliche Verträge ver-
handeln zu können oder die Kompetenz des Rats, solche Verträge dann 
endgültig abschließen zu können. Trotzdem fehlt es an einer allgemeinen 
(Organ-)Kompetenzzuordnung, mittels derer geklärt werden kann, wer für 
Bereiche zuständig sein soll, die eben nicht im EUV oder im EGV eindeu-
tig einem Organ zugeordnet sind. So verhält es sich auch mit der Kompe-
tenz zur diplomatischen Vertretung. Bei Staaten stellt sich diese Frage 
nicht, denn dort bestehen klarere Kompetenzen der einzelnen Staatsorgane. 
Die Organkompetenz zur diplomatischen Vertretung von Staaten steht den 
jeweiligen Regierungen und dort genauer den Außenministerien zu. Eine 
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Regierung, die leitend tätig wird, die grundlegenden Entscheidungen der 
Politik bestimmt und diese dann durch ihren Verwaltungsunterbau voll-
zieht, ist aber in Form eines einheitlichen Organs in EG und EU nicht zu 
finden. Hinzu kommt, dass die beiden in Betracht kommenden Organe, Rat 
und Kommission, oft in einem Konkurrenzverhältnis zueinander stehen, 
welches dazu führt, dass beide Strukturen im Bereich der Beziehungen 
nach außen aufbauen, deren Verhältnis zueinander ebenso unklar ist wie 
das der „Mutterorgane“ zueinander. 

Ebenfalls zu diskutieren ist die Frage, inwieweit ein Handeln der Orga-
ne im Bereich der diplomatischen Vertretung einer bestimmten Rechts-
grundlage im Primärrecht bedarf. Es geht um die Problematik einer Ent-
wicklung von Aktivitäten, die im Primärrecht nicht vorgesehen sind. Im 
speziellen Fall begann diese Entwicklung eng angebunden an Kompetenz-
bereiche, die eindeutig vorliegen, aber sie hat sich von diesen ein Stück 
weit entfernt, ist umfangreicher und selbständiger geworden. Man kann 
also von einer Entwicklung außerhalb der Verträge sprechen. Damit stellt 
sich die Frage, wie mit einer solchen Entwicklung umzugehen und wie ein 
Konflikt zwischen dem Gebot, nur auf Grund einer Kompetenzzuweisung 
tätig zu werden, und der etablierten und akzeptierten Praxis, die sich nicht 
ausdrücklich auf eine solche Zuweisung stützt, zu lösen ist. 

Eine Beschäftigung mit der diplomatischen Vertretung von EU und EG 
wirft weiterhin einen interessante Blick auf die Gesamtentwicklung der 
beiden Organisationen und darauf, wie sie von außerhalb wahrgenommen 
werden.7 In Drittstaaten, vor allem solchen, die auch geographisch weit 
entfernt sind, sind die Kenntnisse über EU und EG oftmals begrenzt. Eine 
diplomatische Vertretung in diesen Staaten kann dazu beitragen, dass das 
Verständnis für die beiden Organisationen erhöht wird. Auf der anderen 
Seite spiegelt die Wahrnehmung der anderen Staaten wider, wie EU und 
EG sich faktisch präsentieren und auf internationaler Ebene handeln. Die 
Art und Weise, wie andere sie betrachten, kann damit das Selbstbild der 
verschiedenen Akteure von EU und EG reflektieren und erhellen. Selbst-
verständlich ist dies immer unter dem Vorzeichen zu sehen, dass die 
Wahrnehmung auch dadurch beeinflusst wird, dass das Gesamtgebilde aus 
EU und EG kompliziert ist und in anderen Staaten oft die Veranlassung 
fehlt, dieses in allen Details zu verstehen. 

Angesprochen werden darüber hinaus verschiedene Aspekte aus dem 
Umfeld des „Reformvertrags“. Die bisherige Unterscheidung von EU und 
EG wird zumindest formal abgeschafft. Es fragt sich, ob damit auch die 
bisherigen Probleme aus dem Verhältnis zwischen Unions- und Gemein-
schaftsrecht gelöst werden oder ob diese weiter bestehen werden. Weiter-
hin ist natürlich von Interesse, wie das zukünftige Verhältnis von Rat und 

7 Winand, in: Phillipart/dies. (Hrsg.): Ever Closer Partnership, S. 108. 
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Kommission aussehen wird. Der EAD soll eine diplomatische Vertretung 
der EU darstellen. Damit wäre zumindest die Frage, wer die EU diploma-
tisch vertritt, vordergründig geklärt. Aber die Errichtung des EAD wirft 
viele neue Fragen auf. Die überarbeitete Version der Verträge ist in dieser 
Hinsicht knapp. Praktische Fragen der Errichtung werden ebenso wenig 
beantwortet wie die nach der konkreten Einbindung des EAD in das Insti-
tutionengefüge der EU. Diese wiederum bringt aber das Verhältnis von 
Kommission und Rat in die Diskussion zurück. Die Stellung des EAD und 
seines Chefs, des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheits-
politik, werfen Fragen der Loyalität zwischen den Institutionen und auch 
des Verhältnisses der Organe zueinander, oder anders ausgedrückt, von 
„checks and balances“ auf europäischer Ebene, auf.8

Für den Bereich der diplomatischen Beziehungen hat Bolewski die The-
se aufgestellt, dass kein anderes Gebiet der internationalen Beziehungen 
eine so große Lücke zwischen Theorie und Praxis aufweist wie die Diplo-
matie.9 Dies gilt umso mehr für die diplomatische Vertretung von EU und 
EG10; sie ist bisher kaum in der rechtswissenschaftlichen Literatur beachtet 
worden. Andere Disziplinen, wie vor allem die Politikwissenschaft, sind 
auf diesem Gebiet aktiver. Aber auch hier fehlt es bisher an einem allge-
meingültigen Konzept, das dieses Thema übergreifend behandelt. Viel-
mehr werden spezielle Aspekte untersucht, ohne diese in einen Gesamtzu-
sammenhang zu stellen. Dabei ist auch von Bedeutung, dass sich die Per-
spektiven, mittels derer Politik- und Rechtswissenschaft bestimmte Phä-
nomene betrachten, zwar oftmals berühren, aber meist nicht deckungs-
gleich sind. Politikwissenschaft wird als die Wissenschaft beschrieben, die 
sich mit der Frage nach der Gestaltung des Zusammenlebens von Men-
schen in institutioneller, prozeduraler und sachlicher-materieller Hinsicht 
beschäftigt.11 Besonders im Bereich des Staats- und des internationalen 
Rechts ergeben sich viele Berührungspunkte zwischen beiden Disziplinen, 
was insbesondere für das hier behandelte Thema gilt. Die zu ihm vorhan-
dene politikwissenschaftliche Literatur ist damit auch für eine Betrachtung 
unter rechtswissenschaftlichen Gesichtspunkten interessant. Eine Beschäf-
tigung mit den politikwissenschaftlichen Ansatzpunkten beantwortet meist 
die rechtlichen Fragen nicht in umfassender Weise, aber auf der anderen 
Seite bietet diese für Juristen ungewohnte Perspektive die Möglichkeit, 
neue Denkansätze zu erhalten und in das System der juristischen Betrach-
tung mit aufzunehmen. 

8 Wouters, in: LA Kellermann, S. 84. 
9 Bolewski, Diplomacy and International Law, S. 3. 
10 Vgl. auch Spence, in: ders./Edwards (Hrsg.): European Commission, S. 396. 
11 Nohlen/Schultze: Politikwissenschaft, in: dies. (Hrsg.): Lexikon, S. 713. 
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Die Entwicklung der diplomatischen Vertretung der EU ist noch nicht 
an ihrem Ziel angekommen. Sie ist aber ständig in Bewegung und Ent-
wicklung, so dass aus der Tatsache, dass sie in der Literatur wenig Beach-
tung gefunden hat, nicht geschlossen werden kann, es handele sich nur um 
eine untergeordnete, uninteressante Tätigkeit. Im Gegenteil, die Untersu-
chung eines praktisch dynamischen Phänomens an Hand neu zu entwi-
ckelnder theoretischer Kategorien macht die Beschäftigung mit der diplo-
matischen Vertretung von EG und EU zu einer spannenden Herausforde-
rung. 



1. Teil 

Charakteristika diplomatischer Vertretungen 

Eine Aussage darüber treffen zu können, wer die Europäische Union (bzw. 
die Europäische Gemeinschaft) diplomatisch vertritt und wer sie auf 
Grundlage des Vertrags von Lissabon vertreten wird, erfordert zuvor eine 
Antwort auf die Frage, was „diplomatische Vertretung“ ist. Alle Staaten 
unterhalten in irgendeiner Weise Beziehungen zueinander und zu sonstigen 
Völkerrechtssubjekten. Die allermeisten dieser Beziehungen finden in ei-
ner Form statt, die als „diplomatisch“ bezeichnet wird. Diese Form ist 
durch auswärtige Dienste und deren diplomatische Missionen als spezielle 
staatliche Einrichtungen gekennzeichnet. 

Charakterisiert werden diese besonderen Einrichtungen durch eine Rei-
he von Eigenschaften: die Aufgaben der auswärtigen Vertretungen, ihr 
Aufbau und die bei ihnen beschäftigten Personen, die Vorgehensweise bei 
ihrer Errichtung und die speziellen Immunitäten und Vorrechte, die ihnen 
gewährt werden. Diese Aspekte werden im vorliegenden ersten Teil unter-
sucht und beschrieben, um Kriterien für „diplomatische Vertretung“ aufzu-
stellen zu können, die im zweiten Teil einen Vergleich mit den entspre-
chenden Stellen bei EG und EU ermöglichen. 

Bei der Beschreibung der genannten Merkmale, wird – sofern dies mög-
lich und sinnvoll ist – sowohl die völkerrechtliche als auch eine nationale 
Perspektive berücksichtigt, um ein umfassendes Bild zu erhalten, das so-
wohl den „Blick von außen“ als auch den von „innen“ beinhaltet, denn 
diplomatische Missionen befinden sich an der Schnittstelle zwischen Völ-
ker- und Staatsrecht.1 Regelungen über diplomatische Missionen und ihre 
Tätigkeiten finden sich daher auf beiden Ebenen und eine vollständige Er-
fassung ihrer Charakteristika muss beide Blickrichtungen berücksichtigen. 
Zur Untersuchung der nationalen Perspektive werden jeweils die relevan-
ten Normen und die jeweilige Praxis aus Deutschland, Frankreich und 
Großbritannien miteinander verglichen. 

1 Calliess, Auswärtige Gewalt, in: Handbuch des Staatsrechts IV, § 83 Rn 2. 
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A. Grundlegende Begriffe 

Bevor die charakteristischen Merkmale auswärtiger Dienste beschrieben 
werden, soll es zunächst um die staatliche Kompetenz gehen, solche 
Dienste errichten und unterhalten zu können. Dabei werden auch zugleich 
einige Grundbegriffe, die bei der Beschäftigung mit diplomatischem Recht 
auftauchen, so definiert, wie sie in der vorliegenden Arbeit weiterhin ver-
standen werden. 

I. Auswärtige Gewalt 

Die „Auswärtige Gewalt“ eines Staats ist die Grundlage zur Führung dip-
lomatischer Beziehungen. Der Begriff Auswärtige Gewalt beschreibt dabei 
nicht eine weitere Gewalt im Sinne der Gewaltenteilungslehre neben Le-
gislative, Exekutive und Judikative2, sondern vielmehr einen Teil der all-
gemeinen staatlichen Handlungsmacht3, bei dem es hauptsächlich um Fra-
gen der Außenpolitik geht4. In der Literatur wird die Auswärtige Gewalt 
unter unterschiedlichen Fragestellungen betrachtet:

Eine Ansicht unterscheidet hierbei zwischen einer völkerrechtlichen und 
einer innerstaatlichen Perspektive.5 Aus völkerrechtlicher Sicht gehe es 
dabei um die Fähigkeit des Staates, als Völkerrechtssubjekt tätig zu sein6, 
während die innerstaatliche Perspektive danach frage, wer intern für das 
Treffen von verbindlichen Entscheidungen über die territorialen und per-
sonellen Grenzen des eigenen Hoheitsgebietes hinweg zuständig ist 7, d. h. 
um die Kompetenzverteilung zwischen den Staatsorganen.8 Einige Autoren 
betrachten vor allem die innerstaatliche Seite der Frage, insbesondere die 
Abgrenzung der Befugnisse des Parlaments im Verhältnis zu den Kompe-
tenzen der Regierung9 und definieren die auswärtige Gewalt demgemäß 
mittels der Zuständigkeiten der Staatsorgane im Bereich der auswärtigen 
Beziehungen.10 Diese Frage ist für das jeweilige Staatsorganisationsrecht 
von Bedeutung, für das Völkerrecht hingegen ist es irrelevant, welchem 

2 Grewe, VVDStRL 12 (1954), S. 130. 
3 Fastenrath, Kompetenzverteilung, S. 58. 
4 Badura, Staatsrecht, D, Rn. 116. 
5 Hellmann/Baumann/Wagner, Außenpolitik, S. 42 f.; Fastenrath, Kompetenzvertei-

lung, S. 56. 
6 Hellmann/Baumann/Wagner, Außenpolitik, S. 42 f. 
7 Hellmann/Baumann/Wagner, Außenpolitik, S. 42 f. 
8 Calliess, Auswärtige Gewalt, in: Handbuch des Staatsrechts IV, § 83 Rn. 2; Fasten-

rath, Kompetenzverteilung, S. 56. 
9 Grau/Schmidt-Bremme, GAD, § 1 Rn. 4. 
10 Di Fabio, Handbuch des Staatsrechts II, § 27 Rn. 68. 


